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Text 

Teilnehmer im nicht offenen Verfahren mit vorheriger Bekanntmachung, im 
Verhandlungsverfahren mit vorheriger Bekanntmachung, beim wettbewerblichen Dialog und bei 

Innovationspartnerschaften 

§ 123. (1) Teilnahmeanträge haben jene Informationen zu enthalten, die der öffentliche Auftraggeber 
im Hinblick auf die Eignung und die Auswahl der Bewerber verlangt hat. 

(2) Unter Bedachtnahme auf die Abs. 4 bis 7 ist nur geeigneten Bewerbern, die aufgrund der 
Bekanntmachung rechtzeitig Teilnahmeanträge gestellt haben, Gelegenheit zur Beteiligung am 
Vergabeverfahren zu geben. 

(3) Der öffentliche Auftraggeber darf vom Inhalt der Teilnahmeanträge erst nach Ablauf der Frist für 
deren Einreichung Kenntnis erhalten. Die Prüfung der Teilnahmeanträge ist so zu dokumentieren, dass 
alle für die Beurteilung der Teilnahmeanträge wesentlichen Umstände nachvollziehbar sind. Der 
Bewerber kann die Übermittlung oder Bereitstellung des Teiles der Dokumentation verlangen, der seinen 
Teilnahmeantrag betrifft. 

(4) Die Anzahl der aufzufordernden Unternehmer ist entsprechend der Leistung festzulegen und darf 
nicht unter drei, bei nicht offenen Verfahren mit vorheriger Bekanntmachung im Oberschwellenbereich 
nicht unter fünf liegen. Die festgelegte Anzahl muss einen echten Wettbewerb gewährleisten und ist in 
der Bekanntmachung oder in der Aufforderung zur Interessensbestätigung anzugeben. Bei 
Verhandlungsverfahren mit vorheriger Bekanntmachung im Unterschwellenbereich ist eine 
Unterschreitung aus sachlichen Gründen zulässig. Die Gründe für diese Unterschreitung sind vom 
öffentlichen Auftraggeber festzuhalten. 

(5) Die Auswahlkriterien haben den besonderen Erfordernissen der zur Ausführung gelangenden 
Leistung bzw. des den Gegenstand des Dialoges bildenden Vorhabens Rechnung zu tragen und sind in 
der Bekanntmachung oder in der Aufforderung zur Interessensbestätigung bekannt zu geben. 
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(6) Langen in der Folge mehr Teilnahmeanträge als die vom öffentlichen Auftraggeber festgelegte 
Anzahl von aufzufordernden Unternehmern ein, so hat der öffentliche Auftraggeber unter den geeigneten 
Bewerbern anhand der Auswahlkriterien die besten Bewerber auszuwählen. Die maßgeblichen Gründe 
für die Auswahl sind festzuhalten. Der öffentliche Auftraggeber hat die nicht zur Angebotsabgabe 
aufgeforderten Bewerber von dieser Entscheidung unverzüglich, jedenfalls aber eine Woche, bei der 
Durchführung eines beschleunigten Verfahrens gemäß den §§ 74 und 77 drei Tage nach Abschluss der 
Auswahl unter Bekanntgabe der Gründe für die Nicht-Zulassung zu verständigen. Die Gründe der Nicht-
Zulassung sind nicht bekannt zu geben, sofern die Bekanntgabe dieser Informationen öffentlichen 
Interessen oder den berechtigten Geschäftsinteressen eines Unternehmers widersprechen oder dem freien 
und lauteren Wettbewerb schaden würde. 

(7) Liegt die Zahl der Teilnahmeanträge von geeigneten Bewerbern unter der vom öffentlichen 
Auftraggeber festgelegten Mindestanzahl von aufzufordernden Unternehmern, so kann der öffentliche 
Auftraggeber das Verfahren mit den geeigneten Bewerbern fortführen. Im Unterschwellenbereich kann 
der öffentliche Auftraggeber zusätzliche geeignete Unternehmer, die keinen Teilnahmeantrag gestellt 
haben, in das Vergabeverfahren einbeziehen. 

(8) Der öffentliche Auftraggeber hat die ausgewählten Bewerber gleichzeitig zur Angebotsabgabe 
oder – im Fall eines wettbewerblichen Dialoges – zur Teilnahme am Dialog aufzufordern. Die 
Aufforderung zur Angebotsabgabe bzw. zur Teilnahme am Dialog hat einen Verweis auf die Internet-
Adresse zu enthalten, unter der die Ausschreibungsunterlagen zur Verfügung gestellt sind. Wenn die 
Ausschreibungsunterlagen gemäß § 89 Abs. 3 ausnahmsweise nicht auf elektronischem Weg kostenlos, 
direkt, uneingeschränkt und vollständig zur Verfügung gestellt wurden und diese Unterlagen nicht bereits 
auf andere Art und Weise übermittelt oder zur Verfügung gestellt wurden, so sind der Aufforderung zur 
Angebotsabgabe bzw. zur Teilnahme am Dialog die Ausschreibungsunterlagen sowie allfällige 
zusätzliche Unterlagen beizufügen. Die Aufforderung zur Angebotsabgabe bzw. zur Teilnahme am 
Dialog hat darüber hinaus die in Anhang XV genannten Angaben zu enthalten. 
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